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Amt der Steiermärkischen Landesregierung 

Präsidialabteilung 

GZ.: Präs /- 30 V 1 - 80/80 
Ggst.:Entwurf eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Verwaltungsstraf­
gesetz geändert wird. 

Graz, am 12. Ap�il 1988 
Tel.: (0316)7031/2428 ode 

2671 
DVR.Nr. 0087122 

1 i�����'ritit L.�, .. �j'- T.t __ L: ! ' ;. G;�r: 
i. ZI ß S" _c.�/·o 8· . ! . . __ ...... ------.--.-.. --. __ . . -- . - . -

I 
Datum: 1 �p(;. F�c'2 

'\!-�t"iU 5.IV.@? 
1. Dem Präsidium des Nationalrat�'}:u1.���:f;:=�=;;::""::J::.J 

Dr.Karl Renner-Ring 3 (mit 25 Abdrucken); 

2. allen steirischen Mitgliedern des Nationalrates; 

3. allen steirischen Mitgliedern des Bundesrates; 

4. allen Ämtern der Landesregierungen 
(Landesamtsdirektion); 

5. der Verbindungsstelle der Bundesländer beim 
Amt der NÖ Landesregierung, 1014 Wien, 
Schenkenstraße 4, 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Steiermärkische Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

Dr. Krainer eh. 

F.d.R.d.A.: 

ys- �1lk 

......... --------------
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AMT DER 
STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG 

8011 Graz, Landesregierung - Präsidialabteilung 
An das 

Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 

1014 W i e n 

Präs - 30 V 1 - 80/80 

Präsidialabteilung 

8011 Graz, Burgring 4 
DVR 0087122 
Bearbeiter 

Dr. W ielinger 
Telefon DW (0316) 70311 2428 
Telex 311838 lrggr a 

Parteien verkehr 
Montag bis Freitag 8 bis 12 Uhr . . 
Bitt� in der Antwort das Geschäftszeichen (GZ) 
dieses Schreibens anführen· 

Graz, am 12.April 1988 

Ggn Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Verwaltungsstraf­
gesetz abgeändert wird. 

Bezug: 601. 468/26-V/l/87 

Zu dem mit do. Note vom 10. Dezember 1987 übermi·ttelten 

Entwurf wird von der Steiermärkischen Landesregierung 

auf Grund ihres Beschlusses vom ll� April 1988 fol­

gende Stellungnahme abgegeben: 

I. Eine Verwirklichung des in der Regierungsvorlage 132 

BlgNR XVII. GP vorgesehenen Konzeptes yon Berufungsbe­

hörden in verwaltungsstrafsachen.Würde Mehrkosten ver-." ( -
ursachen, die bei der gegebenen budge.tären Si tuatior: 
nicht akzept-iert werden können. In der Steiermark ist 

nach bisherigen Erfahrungen mit -einem Anfall von ca .  

40.00 bis 5000 Fällen pro Jahr zu. rechnen. Da von einem 

Mitglied der Verwaltungsstrafbehörde nicht mehr als 

ca. 125 Fälle pro Jahr erledigt · w�rden können, muß ein 

Bedarf von 25 bis 30 Referenten und einer- mindestens 

gleichen Anzahl sonstiger Bediensteten angenommen werden. 

Es ist anzunehmen, daß nicht die gesamte Zahl der er­

forderlichen Personen aus dem derzeitigen Personalstand 

übernommen werden könnte, sondern daß ca. die Hälfte 

des erforderlichen Personals neu eingestellt werden 

müßte. 

GEDRUCKT AUF IJM\lVJO:I.�Trrn,..l>J;m 
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34/SN-85/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 7

www.parlament.gv.at



2 

Aus diesen Gründen wird es als zweckmäßig erachtet, eine 

andere Lösung ins Auge zu fassen, die gleichfalls den 

aus der MRK folgenden Geboten Rechnung trägt, die aber 

erheblich weniger Kosten verursachen würde, als die in 

der Regierungsvorlage vorgesehene. Sie sei im folgenden 

skizziert: 

Gegen Straferkenntnisse der I. Instanz sollte wie bisher 

die Möglichkeit einer Berufung an die derzeit vorgesehene 

Berufungsbehörde möglich sein. Erst deren Entscheidung 

sollte Gegenstand einer Beschwerde an eine gerichtsartig 

organisierte Behörde mit Ermächtigung zur vollen Sachver­

haltsprüfung sein. I m  Verfahren vor dieser Behörde dürfte 

Anwaltszwang zweckmäßig sein. Gegen die Entscheidung die­

ser Instanz sollte die Beschwerde an die Gerichtshöfe des 
-

öffentlichen Rechtes möglich sein. Den Gerichtshöfen des 

öffentlichen Rechtes sollte wie bisQer die Prüfung von 

Rechtsfragen obliegen. 

Eine derartige Konstruktion hätte einerseits den Vorteil, 

daß sie erheblich geringere Kosten verursachen würde, als 

die in der genannten Regierungsvorlage vorgesehene - ange­

sichts der zu erwartenden Filterfunktion der Berufungsent­

scheidungen in der Verwaltung selbst dürften kaum mehr Be­

schwerden anfallen als es derzeit Verwaltungsgerichtshofs­

beschwerden qibt - zum anderen würde dem aus dem 7. Zusatz­

protokoll zur MRK folgenden Gebot entsprochen sein. 

Diese Gedanken sind vom Amt der Steiermärkischen Landesre­

gierung bereits im Wege über die Verbindungsstelle mitge­

teilt worden. 

II. Dies vorangestellt sei zum vorliegenden Entwurf folgendes 

bemerkt: 

. / . 

34/SN-85/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 7

www.parlament.gv.at



3 

1. Zum Art.I Z.l, 2 und 5: 

Es müssen erhebliche Zweifel an der Vollziehbarkeit der 

vorgesehenen Regelungen angemeldet werden. Der im § 22 

statuierte Grundsatz einer gemeinsamen Bestrafung mehrerer 

Übertretungen könnte überhaupt nur dann verwirklicht wer­

den, wenn die Ahndung aller dieser Übertretungen in die 

Zuständigkeit derselben Strafbehörde fallen sollte. Die 

als § 30a vorgesehene Regelung kann diese Problematik 

nicht beseitigen. Die als Abs.2 vorgesehene Bestimmung ist 

nur um den Preis eines· großen Verwaltungsaufwandes zu voll­

ziehen. Zudem dürfte außer in den seltenen Fällen, in denen 

wegen eines Deliktes die Höchststrafe verhängt wird, im 

Ergebnis die Summe der aus Strafe und Zusatzstrafe verhäng­

ten Strafhöhen kaum jemals niedriger sein als die Höhe der 

nach der derzeitigen Rechtslage nebeneinander verhängten 

Strafen. 

Es sei nicht verkannt, daß die Verhängung von Strafen nach 

dem Kumulationsprinzip in der Praxis mitunter zu sehr un­

befriedigenden Ergebnissen führt. Dies ist aber fast aus­

schließlich dann der Fall, wenn mehrere gleichartige Tat­

handlungen nicht als ein einziges fortgesetztes Delikt son­

dern jeweils einzeln bestra�t werden. Diese unbefriedigende 

Situation ist aber nicht notwendigerweise eine Folge der 

derzeitigen Rechtslage, sondern eher eine solche, von deren 

Interpretation in der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs. 

Die vorgesehene Rege�ng wirft zudem noch das Problem der 

Widmung der als Strafe eingehobenen Gelder arif. Es können 

in der Praxis nämlich durchaus verschiedene Gesetze zur An­

wendung kommen, die unterschiedliche Begünstigte der Straf­

widmung vorsehen. Wie in einem solchen Fall vorzugehen wäre, 

bleibt offen. 

.1. 
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2. Zum Art.I Z.7: 

Die Steiermärkische Landesregierung hat schon in ihrer 

Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes 

über die persönliche Freiheit die Ansicht vertreten, daß 

eine B�schränkung der Ermächtigung zur Anhaltung auf 

24 Stunden den in der Praxis bestehenden Gegebenheiten, 

die angesichts der budgetären Situation in absehbarer Zeit 

kaum abgeändert werden können, nicht Rechnung trägt. Es 

sei keineswegs bestritten, daß es ein wesentlicher Grund­

satz des Verwaltungss�rafverfahrens sein muß, jegliche 

Anhaltung möglichst eng zu begrenzen. In der Praxis ist 

es jedoch derzeit nicht denkbar, bei allen in Betracht kom­

menden Behörden den Dienst an Wochenenden bzw. an Feier­

tagen so zu organisieren, daß es ohne weiteres möglich ist, 

in jedem Fall eine Vernehmung innerhalb von 24 Stunden zu 

gewährleisten. 

3. Zum Art.I Z.13: 

a) Zum vorgesehenen § SIe: 

Die Erfahrung im Bereich des Prozeßrechtes der Gerichte 

lehrt, daß die Senatsgerichtsbarkeit immer weiter zurück­

gedrängt worden ist und daß auch dort, wo in Strafprozes­

sen noch Senate vorgesehen sind, diese in sehr vielen 

Fällen nur zum Scheine tätig werden, das Geschehen tat­

sächlich aber vom Vorsitzenden'bestimmt wird. Es ist an­

zunehmen, daß derartiges auch bei Verwaltungsstrafbehörden, 

die als Senate entscheiden, vorkommen wird� wenn die Straf­

höhe, die für die Senatszuständigkeit bestimmend sein soll, 

zu niedrig angesetzt wird. Aus diesem Grund wird angeregt, 

als Strafhöhe für die Zuständigkeitsabgrenzunq mindestens 

den Betrag von S 5.000, -- vorzusehen. 

b) Zum vorgesehenen § SIe: 

In der vorliegenden Form würde diese Regelung mündliche 

Verhandlungen auch in allen Bagatellsachen erforderlich 

. / . 

34/SN-85/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 5 von 7

www.parlament.gv.at



5 

machen, wenn der Beschuldigte nicht ausdrücklich darauf 

verzichtet. Es wäre zweckmäßig, so wie im Verfahren vor 

dem Verwaltungsgerichtshof die mündliche Verhandlung nur 

als eine mögliche Form des Verfahrens vorzusehen. Den Be­

stimmungen der Menschenrechtskonvention wäre auch Genüge 

getan, wenn eine mündliche Verhandlung auf Antrag des Be­

schuldigten abzuhalten wäre. 

c) Zum vorgesehenen § 5lf Abs.5: 

... 

Es ist unklar, welche Sanktion die Übertretung des Verbotes 

einer Mitteilung nach sich ziehen soll. 

d) Zum vorgesehenen § 51m: 

Es wäre zweckmäßig, als Höhe der Geldstrafe, ab der eine 

Anrufung des Verwaltungsgerichtshofs möglich sein sollte, 

genauso hoch anzusetzen wie jene , die für die Abgrenzung 

der Einzelorganzuständigkeit von der Kollegialzuständig­

keit vorgesehen ist. 

e) Zum vorgesehenen § 51n: 

Was die Strafhöhe als Zuständigkeitsgrenze anlangt, sei 

auf das vorhin Gesagte verwiesen. 

Die vorgesehene Formulierung des letzten Satzteiles ist 

ähnlich problematisch wie die gleichlautende im Art.144 

Abs.2 B-VG. Die Spruchpraxis des Verfassungsgerichtshofs 

läßt nicht erkennen, was von ihm als "Klärung einer ver­

fassungsrechtlichen Frage" verstanden wird. 

111. Die vorgesehenen Änderungen des Berufungsverfahrens verlangen 

auch eine Neuregelung der Bestimmungen über die Verfahrens­

kosten. Berufungsverfahren im Sinne des vorliegenden Entwurfes 

dürften in vielen Fällen erheblich mehr Aufwand verursachen 

als derzeit durchzuführende Berufungsverfahren. Es wird daher 

.1 . 
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angeregt, auch hinsichtlich der Kostenregelungen das 

verwaltungsstrafverfahren dem Gerichtsstrafverfahren 

anzugleichen. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden unter einern 

25 Abdrucke dieser stellungnahme zugeleitet. 

Für die Steiermärkische Landesregierung 

uptmann 
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